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15 A n fra g e b e a. n t wo I' tun g 

In der letzten Nationalratssitzung haben die Abgeordneten Hol 0 u b e k 

und Genossen in einer schriftlichen Interpellation, betreffend die Kontrolle der 

Umsatzsteuerrückvergü~Qng, dem Finanzminister die }'rage gestellt, ob er bereit 

sei, dem Nationalrat geeignete Änderungen in der Zonst:-::,uktion der Umsatzsteuer­

rückvergü tung vorzuschlagen, vrodurch insbesondere die Auszahlung der Rückvergütung 

vom Nachweis des Einlangens des Gegenwertes d,:;;r exportierten Ware abhängig ge·· 

macht sowie eine genaue und goydssenhafte Kontrolle a11er ZlL'TI Export bestimniten 

Güter durch die Zoll-Exekutive garantiert YTerden vrürde. 

Bundesminister für Finanzen Dr. H eil i n g set zer hat diese 

Anfrage mit nachstehenden Ausführungen bc~antvvortet: 

Die öster:-::,eichische Umsatzsteuer ist als Allphasensteuer mit Einzelphasen­

erhebung eingerichtet 9 weil sie fi.ir jede Einzelphase erhoben wird, ist sowohl die 
-

Höhe der überwälzten Umsatzsteuerbeträge als auch der J'bc~lweis darüber, dass die 

im Kaufpreis überwälzten Umsa tzsteuern -~a tsächlich an c~ie F1-nanzverwal tQ"1g abge". 
e:q 

führt sind, vom Exporteur nicht e:rbringbar~ da ihln \'ioder alle Vorliefer/seiner 

Lieferanten noch die Preise, 1'1Glcho die Vorlieferer seünen Lieferanten in Rech­

nung stellten, und damit auch nicht die ]x)tragsmässig genm:e Vorbelastu...'1g bekannt 

sein können. Unbeschadet dessen kar.u.'1 jedoch ang"mo:nmen werden, dass c.ie vorbe·· 

lastende Umsatzsteuer an dü, Finanz\rerwal tung abgGfiih:ct ist) dcmn die Fil19..nzämter 

sind angewiesen, Umsa tzsteuerschuldigkei ten sofort bei Fäll--igkei t beizubringen 

lL.'1.d eine UmsatzsteuerstwlCcUTIG :;:ücht zu geFihren. 

Weil im Einzelfall die bet:::-agsmässic; genau::; Vorbelastung nicht ermittelbar 

ist, musste im Umsatzsteuerrecht vorgeseh:en werden) cC'"ss die Umsatzs~ceuer'Tergüh::-ng 

in PauschalsätzGn gewährt w:LTd, Die ein7,e~3,-en ?2cuschalsä"eze und die diesen einzel-

.nen Pauschalsätzen zugewiesener: 1!va,l'engruppen sinl uuf Gru...'1.d langjähriger Erfah-

rungen festgesetzt worden. nasa dj.e Gevliih:cung von Vergütungen in Pauschalsätzen 

zugelassen ist, sprech'en auch die; interna tional2Il VeJ:.'träge (OBBe ~ EFTA, GATT) aus. 

Es v-rird zweifellos Fiille geben~ in del1en die tc'o ts3.chlichc Vorbelastung unter dem 

gewährten Vergütungsbetrag liegtj aber e'oen30 g~'bt es Fälle im umgekehrten Ver-· 

häl tnis. Wie man im letzten Fall Licht vor: eLler J:0~lJOr'behinderunß' 3~)l'eche'J. 1C:3,1111 , 

kann man im ersten Fall nioht VOE der Gev,-;ih::cung eiJ1er :CXpo::ctprämie sprechen, denn 

beide Ergeb:hisse sind die zvrangc1Heise Folge der Pau3chalso.tzregelung" 

:Budgetausschuss darauf hingo17ieseYl 5 das3 Gowohl in legislativer &13 ::;,uch in ver-

wal t';_;ngsmässiger Hinsicht alles tmtern0E1::ile~'1 \rird.1 claTni t VeTGütungen nur fi~r 

wirtschaftlich gere c;-ll;:&'erti 8' te EXpCil'te Gewii~lrt ",[erden; s (' V/l)Tde ins be S o:1dere durch 
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die Verordmmg des Bundesministeriums für Finanzen vom 20. Juni 1958, BGBL 

Nr. 138, bestimmt, dass für Waren, die durch Österreich durchgeführt werden, 

eine Vergütung in Hinkunft nur mehr zu gewähren ist, wenn diese durchgeführten 

Waren im Inland einer Veredlung unterzogen werden, und dabei eine ~ertvermehrung 

um mehr als 20 v.H. eintritt. Diese in das Umsatzsteuergesetz 1959 übernommene 

Rechtsnorm wurde in weiterer Folge durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 302/1959 

eingeengt, indem die erforderliche Wertvermehrung ab 1. Jänner 1960 mindestens 

33 1/3 v.H. des Erwerbspreises betragen muss. 

Im übrigen möchte ich in Beantwortung dieser "~rage noch darauf hinweisen, 

dass die Geltungsdauer der Vergütungsgruppe 4 der Ausfuhrvergütung mit dem 

Vergütungssatz von 10,2 v.H. mit Ende 1962 abläuft und dass bereits derzeit 

Vorbelastungsberechnungendurchgeführt werden, um für die Zeit ab 1. Jänner 

1963 Neueinstufungen in die dann festzusetzenden Vergütungssätze zutreffend 

vornehmen zu können, 

Bei den meisten Ausfuhren bildet der Verkaufspreis die Bemessungsgrundlage 

für die Berechnung der Vergütung; dies kann das vereinbarte oder das vereinnahmte 

Entg~lt sein. Aber auch das vereinbarte Entgelt (Fakturenpreis) ist auf das ver­

einnahmte Entgelt zurückzuführen, wenn der fakturierte Betrag nicht oder nicht 

zur Gänze eingeht. Es galt zwar ein Erlass des ehemaligen Reichsministers der 

Finanzen, wonach nach dem :D'akturenpreis gewährte Vergütungen nicht rückzufordern , 

waren, auch wenn das später eingegangene Entgelt weniger betrug, als in Rechnung 

gestellt war; diese Weisung ist durch einen Erlass meines Ministeriums nach der 

Neufassung des Umsatzsteuergesetzes aufgehoben "'lOrden, wei(&, nach § 14 des Ge­

setzes auch das vereinbarte Entgelt auf das tatsächlich vereinnahmte Entgelt 

(§ 5 des Gesetzes) zurückzuführen ist. 

So bedauerlich es ist, dass es einer Reihe von Exportschwindlern\gelang , 
" 

ungerechtfertigt Vergütungen zu erhalten, muss an dem Grundgedanken der Vergüt't.illg 

der Umsatzsteuer festgehalten werden. Die Kontrollmethode der Fina~zverwaltung 

wurde so verfeinert, dass ruhigen Gewissens gesagt werden kann, dass ungerecht· .. 

fertigt beanspruchte Vergütungen kaum mehr zuerkannt werde~. , 
Die in der Anfrage der Abgeordneten aufgezählten Fälle liegen einschliess-

lich des letztgenannten bereits mehrere Jahre zurück, und insbesondere die Fälle 

Urban de Roth und Rafael samt Komplicen konnten nur deshalb vorkommen, weil be­

dauerlicherweise ein kleinster Kreis von Angehörigen der Finanzverwaltung in 

grober Pflichtverletzung zum Nachteil des staates mit Betrügern gemeinsame Sache 

machte. Um auch durch solche Pflichtverletzungen eintretende Schadensfälle aus­

.zuschliessen, werden die erledigten Anträge einer laufenden Kontrolle unterzogen, 

und auf diese Art sind auch diese Schwindelfälle aufgedeckt und die Anzeigen 

an die Strafgerichte erstattet worden. 
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So 'wurde im Falle Dr. Schmuckerschlag (Fall Rafael) arn 28. J2nnHr 

1958 vom Finanzamt Salzburg bereits die Anzeige an di(~ Wirtschaftspoli­

zei Scüzburg erstellt. Das Landesg'3richt für Strafsachen in Salzburg hat 

mit DGZ el:,b er 1960 einen Einstc-:llungsbeschlus s ge fa i=' st 9 dem. die Fin2.nz..,. 

v~rvial tu...11.g mit der E,rklärung gemäss § 48 Z .. 2 Strafprozps so rdnung b:~g'2g­

Xl8>::. Die Ratskamler des Landesg'?rich t PS Salzburg hat mit Beschluss vom 

26. J;Ln1l2r 1961 diesem Antrag auf Einleitung der Vorunt:.:rsuchung nicht 

stat-cgr~gcben9 geg!,;n di·"sen Beschluss läuft BGschwe:rde. Allerdings wurdn 

nUllffi(:)hr im Zusammenhang mitdcffi Fall Huber (auch Fall Rafael) vom Lan-
. , 

cl'sgc::richt Wien geg'm Dr. Schmuckerschlag das BtrafvGrf2hr:'n eingolr:itot 

und :'Ül Haftb ef';:hl ausg'sch:d '}b enD In dem oetrag,sD12,ssig 0 edeu tende':'en 

Fall Huoerwu:rde die Strafanzoigc; mn 10. 11.Ug"llSt 1959 an das Landesge­

richt Wien erstatt et. Das Ge:richt sverfahr~n ist in d,on letzh' n Tagen 

- 'aie aus der Zeitungallgcl'12in bekannt ist - in f;in aktives Stadium 

(.';ing::)tr';:t en, und di G FinanzveT';al tung ha t cle;ll G8richt zur ErLüchterung 
) 

der 'Wahrheitsfindung z'wei Angehörige des Finarizamtes Wien 1. Rls sachver-

st :,;nc1igE: Zougen zur Verfügung grst eIlt • 

Ich möchte daher b€m,_,rbJn, dass die Finanzv8rwal tung alles nur mög­

liche v8ranlasst hat, um d8s ßr cU,) österroichische Wirte;chaft so not'wen­

dige Instrument dc:r Umsatzst G.lcrvergütung nur jenen .zugute kom"len zu 

lassen, die einen ber'c:chtigt(m Anspruch auf die VergütunG: haben. 

Um die Finanzämter be i der :B earoei tung und :Beurteilung der Vergii­

tungsfälle zu unterstützen und insbesondere j cn(~ sachlichen Voraussetzun­

g'::'n festzustellen, deren Priifung nur auf Grund der Beschau der Ware 

solbElt möglich ist, sind die Zollämter in drn.ifacher Hinsicht tätig: 

1. J;der Exporteur, der ,:::ine Vergütung 0 eanspruchen will, l}.at 

eill<";l1 Tarifierungsnachvveis fd.r di e Expo rtwar,C! Oe"" i der zollamt lichen 

Äu.sg2engsabfertigung vorzul{,gf~n? der Zolloeamte stellt durch Beschau dr:cT 

War. ihr:=: Einreihung in eine bc'stimmte Zolltarifposition ( und damit in 

<Ho bestimmte Vergütungsgrupp,..l) fFSt und b(;st,':i.tigt zutreffendenf:üls cL1n 

Tari fi,rungsnach"l"!eis. Kommt dnr Zollb Gamt", zu eine,J1 abv'Ieichenden Prüfungs­

erg'bnis, bestätigt er dE:m Tarifi\?rungsnachvv8is nicht, sondern stellt di8 

ridhtige' Tarifi(~rung d:::r Ware mit ges ond"r-c'Jm Besch;:id f:jst. 

2. D81' bGstät igt Tarifi"'.l'ungsnach' 1 ci , b dglDi t ';1; die unt (,r Zo11-

vercchlus8 gelegt," War,n~1,;ndung zur Gr,'nz:3 ~ dort '.-lird der ta-tsächlichc: 

.Aus~ri tt di'Jr Sendung in d2S .Aus land. Ilbf:rVi&cht und di.:sor Austritt 8uch 

auf dom Tarifierungsnachw0is o;:;st::.tigt. Dc,r Tarifi.~rungsnach'''Ic;is 'wir~ 

soc12nn dt~m Vergütungsw8roer zur VenlGndung ooim zuständigen Finanzamt 

ausg~hiindigt bzw~ übermittelt. 
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3. Die Zo llbeamton sind schI iess lich angswiesen, auffällige wes,ent­

liehe Diskrepanzen zwischen d~,m von der Partei erklärten ReehnungsbGtrag 

und dem tatsächlichsn Wert der Ware dem Vergütungsfinanzamt durch Kontroll­

mi'i;teilung zur Kenntnis zu bringen und möglichenfalls auch von der in Rede 

stehenden Ware zu Boweiszwecken Muster zu ziehen. 

Die Am:':>gung, die Vergütung orst nach Eingang der Entgelte zugowäh~' 

ren, kann :i. eh als n~ cht zlJVE:ckmässig ansehen. Die Leidtragenden ein(,r 

solch n Regelung wären cündeutig nur di':} Industrie - vornehmlich daruntp'r 

die verstaatlicht8n Un'ternehm::m - und nicht j <,ne Schwindelfirml:1ll, weil 

diese Firmen mit sofortigen Bargoldüb erv>oisungen arbe it en, vlähI'8nd die 

Industrieunternehmung.'n ihrs Grossaufträge nur gegen langfristige Zahlungs­

modali tät en ürreichc'll können. Es wärE; ungcl'8cht f rtigt und exports chädi­

gencl, wollte man dü; von don Exportunt ,rnehmen mit dor Bezahlung ih:cor 

Vorproduktonkäufc mitaufgowondeton Umsatzsteucr'tl'eträge nicht gleich nach 

Bewirken des Exportes, sond8rn ratenweise je nach bingang der T~~ilbe-

tI'äg f:' rückerstatt en. 

Wüit"TS sind sei tens der Zollbühörd,,'n alle Vorkehrungon getc'off<m? 
; 

um eine ordnungs- und gesetzmässige Abwicklung dor Vergütungsfälle sich','r-

zustllen. Eine Verm<?hrung d()s unzweifelhaft im Zollamts dienst mangelndr:ln 

PGrsonals durch Horanzi2hung von Z')llwach':b'Jamten ist aber d,~shalb nicht 

m1;)glich, weil die Zollwach,'bc)ambn fir die hochqu-alifizierte Abfe'cti­

gungstätigkei t nicht entsprechend ausgebildd sind. 

-.-.-
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